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Wachsender Wohnungsbedarf im
Landkreis Barnim: Neubauten dringend

nötig!
Der Landkreis Barnim benötigt bis 2028 jährlich 1.490

neue Wohnungen, um bestehende Defizite abzubauen und
Leerstand zu beseitigen.

Im Landkreis Barnim stehen große Herausforderungen im
Bereich des Wohnungsbaus an. Eine aktuelle Analyse des Pestel-
Instituts zeigt, dass bis zum Jahr 2028 jährlich etwa 1.490 neue
Wohnungen benötigt werden. Dies ist notwendig, um das
bestehende Defizit von rund 1.940 fehlenden Wohnungen zu
beheben und zudem die in die Jahre gekommenen
Nachkriegsbauten zu ersetzen. Matthias Günther vom Pestel-
Institut betont, dass es zu einem Rückgang im Neubau kommt
und nennt den derzeitigen Markt als „lahmend“.

In den ersten fünf Monaten des laufenden Jahres wurden im
Landkreis Barnim nur 510 neue Wohnungen genehmigt,
verglichen mit 652 Genehmigungen im gleichen Zeitraum des
Vorjahres. Dies stellt einen Rückgang von 22 Prozent dar und
zeigt eine besorgniserregende Entwicklung in der Bereitschaft,
neuen Wohnraum zu schaffen. Die Prognose deutet darauf hin,
dass die realisierten Bauvorhaben nicht ausreichen werden, um
der sehr hohen Nachfrage gerecht zu werden.

Leerstand als Teil des Problems

Ein weiterer Aspekt, der das Wohnungsproblem im Landkreis
Barnim verschärft, ist die hohe Zahl an leerstehenden
Wohnungen. Aktuellen Zensusdaten zufolge sind etwa 3.520



Wohnungen ungenutzt, was rund 3,6 Prozent des gesamten
Wohnungsbestands ausmacht. Insbesondere 2.060 dieser
Wohnungen stehen seit über einem Jahr leer, was 58 Prozent
des Leerstands ausmacht. Viele dieser Objekte sind
sanierungsbedürftig und benötigen erhebliche Investitionen, um
wieder vermietbar zu sein.

Warum bleibt jedoch ein so hoher Anteil an Wohnungen leer?
Häufig scheuen sich Eigentümer vor den Kosten und dem Risiko
einer Sanierung. Sie finden sich im Spannungsfeld zwischen
unklaren politischen Vorgaben und den steigenden
Anforderungen bezüglich Klimaschutz. Zudem erschweren
Erbstreitigkeiten und zwischenmenschliche Beziehungen
zwischen Vermietern und Mietern die Neuvermietung. Die
Tatsache, dass ein gewisser Wohnungsleerstand notwendig ist,
um Themen wie Umzüge und Sanierungen zu ermöglichen, wird
dabei oft übersehen. Grundsätzlich sollte etwa 3 Prozent des
Wohnbestands verfügbar bleiben, um einen gesunden
Wohnungsmarkt zu gewährleisten. Doch in der Realität sehen
wir ein festgefahrenes System.

Politische Forderungen und Förderung

Das Pestel-Institut führt die Regional-Analyse im Auftrag des
Bundesverbands Deutscher Baustoff-Fachhandel (BDB) durch.
Die Präsidentin des BDB, Katharina Metzger, sieht in der
aktuellen Situation eine „Milchmädchenrechnung“. Ihrer
Meinung nach sollten die Interessen der politischen
Entscheidungsträger pragmatisch angegangen werden.
„Einfacher und günstiger bauen, ohne den Wohnkomfort zu
beeinträchtigen“ müsse das Ziel sein, um dem
Wohnungsbaudefizit entgegenzuwirken.

Metzger kritisiert vor allem die unzureichende staatliche
Unterstützung für den sozialen Wohnungsbau. Laut ihrer
Schätzung werden jährliche Fördermittel von mindestens 12
Milliarden Euro benötigt, während der Bund für 2025 nur 3,5
Milliarden Euro bereitstellt. Zudem fördert die Bundesregierung



bis 2028 Sozialwohnungen mit weniger als 22 Milliarden Euro,
was in ihren Augen völlig unzureichend ist.

Ein dramatischer Rückgang in der Wohnungsbaubranche
zeichnet sich bereits ab. Viele Bauunternehmen haben ihre
Kapazitäten verringert, und die Zahl der neugebauten
Wohnungen stagniert. Hersteller von Baumaterialien reduzieren
ihre Produktionskapazitäten oder schließen Werke. Die
Konsequenzen sind deutlich spürbar: Der Verlust von
Fachkräften könnte die Branche noch weiter destabilisieren, was
Deutschland in der aktuellen Lage nicht leisten kann.

Ein dringlicher Appell

Ein negatives Zusammenspiel aus Wohnungsmangel und
schwindendem Neubau könnte gravierende Folgen für die
Gesellschaft haben, warnt Metzger: „Wenn Menschen
monatelang nach einer Wohnung suchen, entsteht Unmut und
soziale Spannungen.“ Daher ist der Druck auf politische
Entscheidungsträger gefordert, um nachhaltige Lösungen zu
entwickeln, die den Wohnungsbau wieder ankurbeln. Andernfalls
droht ein Teufelskreis aus Wohnungslücke und wirtschaftlichem
Niedergang im Bausektor.

Hintergründe zur Wohnungsmarktsituation
im Landkreis Barnim

Die Wohnungsmarktsituation im Landkreis Barnim ist nicht
isoliert zu betrachten, sondern spiegelt umfassendere
gesellschaftliche und wirtschaftliche Trends wider. In der
gesamten Bundesrepublik Deutschland beobachten wir einen
signifikanten Anstieg der Wohnungsnachfrage, insbesondere in
städtischen und ballungsraumnahen Regionen. Faktoren wie
Urbanisierung, demografische Veränderungen und steigende
Einkommensunterschiede tragen zur Verschärfung der
Wohnungsnot bei. Im Kontext von Barnim ist diese Nachfrage
weiter verstärkt worden durch die Zuwanderung sowohl aus



dem Ausland als auch aus anderen, ländlichen Gebieten, wo
Menschen auf der Suche nach besseren Lebensbedingungen
sind.

Ein herausragendes Problem ist die Verknappung der
verfügbaren Baulandreserven. Oftmals stehen potenzielle
Bauflächen entweder nicht im öffentlichen Eigentum oder
unterliegen langwierigen Genehmigungsverfahren und
rechtlichen Hürden. Dies trägt zur Verlangsamung des Neubaus
bei und führt dazu, dass bestehende Wohnungen nicht in dem
erforderlichen Tempo saniert werden können.

Aktuelle Statistiken zur
Wohnungsmarktlage

Die Analyse des Pestel-Instituts bietet einige alarmierende
Statistiken, die die Dringlichkeit der Problematik verdeutlichen.
Aktuell fehlen im Landkreis Barnim etwa 1.940 Wohnungen, was
einen signifikanten Druck auf den Markt ausübt. Die Prognose
erfordert in den kommenden Jahren den Bau von rund 1.490
neuen Wohnungen jährlich, um den Engpass zu beheben. In den
ersten fünf Monaten des laufenden Jahres sind jedoch nur 510
neue Baugenehmigungen erteilt worden, was einen Rückgang
von 22 Prozent im Vergleich zum Vorjahr darstellt.

Zusätzlich gibt es im Landkreis Barnim laut Zensus etwa 3.520
leerstehende Wohnungen, was 3,6 Prozent des gesamten
Wohnungsbestands ausmacht. Über 2.060 dieser Wohnungen
sind seit mehr als einem Jahr ungenutzt, was 58 Prozent des
Leerstandes ausmacht und die Herausforderungen bei der
Wiederinstandsetzung und Vermietung verstärkt.

Diese Zahlen sind nicht nur bedeutend für die lokale Politik,
sondern illustrieren auch die Notwendigkeit für umfassende
Maßnahmen zur Behebung des Wohnungsmangels und zur
Verhinderung künftiger sozialer Spannungen, die aus der
Wohnungsnot resultieren können.



Ökonomische Auswirkungen des
Wohnungsbaus

Die Situation im Wohnungsbau hat weitreichende ökonomische
Implikationen. Der Bau von Wohnungen stimuliert nicht nur die
lokale Wirtschaft durch Schaffung von Arbeitsplätzen in den
Bau- und Handwerkssektoren, sondern zieht auch weitere
Branchen in seinen Bann, einschließlich des Einzelhandels, der
Dienstleistungen und der Immobilienwirtschaft. Die zunehmende
Unsicherheit und die Rückgänge im Neubau bringen jedoch auch
das Risiko einer erhöhten Arbeitslosigkeit in diesen Sektoren mit
sich.

Beispielsweise berichtete Katharina Metzger vom
Bundesverband Deutscher Baustoff-Fachhandel über die bereits
spürbaren Effekte: Viele Unternehmen in der Bauwirtschaft
sehen sich gezwungen, Kapazitäten abzubauen oder sogar
Werke zu schließen, was zu Stellenabbau führt und die
Fachkräftebasis in Deutschland gefährdet. 

Politische Dimensionen der
Wohnungsbaupolitik

Die politischen Rahmenbedingungen spielen eine entscheidende
Rolle für die Entwicklung des Wohnungsmarktes. Die Debatte
über Vorschriften, Normen und Förderprogramme zeigt, dass
eine klare und verlässliche Hauseigentümerpolitik essenziell ist.
Matthias Günther vom Pestel-Institut betont, dass
Unsicherheiten in Bezug auf zukünftige Klimaschutzauflagen
viele Investoren davon abhalten, sanierungsbedürftige
Wohnungen wieder auf den Markt zu bringen. 

Zu den geforderten Veränderungen gehört eine
Entbürokratisierung der Bauverfahren sowie die Schaffung einer
stabilen politischen Weichenstellung, die Anreize für den Neubau
und die Sanierung bietet. Die finanziellen Rahmenbedingungen
sind ebenfalls entscheidend, da die aktuellen Fördermittel stark



unter der benötigten Summe liegen, was die Umsetzung
notwendiger Projekte erheblich erschwert.

Die Problematik des Wohnungsmarktes in Barnim ist somit nicht
nur eine lokale Herausforderung, sondern erfordert koordinierte
politische Anstrengungen auf verschiedenen Ebenen, um die
Wohnungsnot und ihre Folgeerscheinungen dauerhaft zu
beseitigen und ein nachhaltiges Wohnumfeld zu schaffen.
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